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Informationsvorlage der Verwaltung

Gremium Sitzung am Beratung
Jugendhilfeausschuss 30.04.2025 offentlich
Sozial- und Gesundheitsausschuss 13.05.2025 offentlich

Beratungsgegenstand (Bezeichnung des Tagesordnungspunktes)

Vorbereitung der Vertragsperiode ab 2026 der Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarungen - aktueller Sachstand

Auswirkungen auf Ergebnisplan, Finanzplan
Keine Auswirkungen

Gdf. Friihere Behandlung des Beratungsgegenstandes (Gremium, Datum, TOP, Drucksachen-Nr.)

SGA, 11.03.2025, TOP 11, Drucksachen-Nr. 9675/2020-2025
Jugendhilfeausschuss, 12.03.2025, TOP 7, Drucksachen-Nr. 9675/2020-2025
SGA, 30.04.2025, Drucksachen-Nr. 10019/2020-2025

Jugendhilfeausschuss, 13.05.2025, Drucksachen-Nr. 10019/2020-2025

Sachverhalt:

1. Einleitung — Praambel

Diese Vorlage dient zusammen mit der nicht-6ffentlichen Vorlage (Drs.-Nr. 10019/2020-2025)
dazu, den aktuellen Zwischenstand zu den Problemanzeigen der Trager zu prasentieren und die
Entscheidung fir den Beschluss zur Fortsetzung des Systems der Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarungen ab 01.01.2026 vorzubereiten. Die Beschlussvorlage dazu wird -
neben den vorgeschalteten Fachgremien und Bezirksvertretungen - in den Rat am 10.07.2025
eingebracht.

2. Entwicklungen / Erneuerungen im LuF-Prozess

Wie schon im vergangenen Jahr dargestellt, zeigte sich bereits zu Beginn der aktuellen
Vertragsperiode 2023 — 2025, dass ein reines ,Weiter so“ im Sinne einer schlichten
Fortschreibung der bestehenden LuFen nicht angezeigt bzw. mdglich ist: Das Spannungsfeld
zwischen den engen finanziellen Grenzen sowohl bei der Stadt Bielefeld als auch bei den Tragern
und den zunehmenden gesellschaftlichen Herausforderungen wird gré3er und dies erzwingt an
einigen Stellen Veranderungen. Uber den angestoRenen partizipativen Prozess mit diversen
Workshops und vielen Tragergesprachen zur Weiterentwicklung und Anpassung der LuFen wurde
mit 0.g. Vorlage (Drucks.Nr. 8089/2020-2025, Pkt. IV) informiert.

Zahlreiche Fragestellungen und Herausforderungen werden bis zur Beschlussfassung zwischen
Verwaltung, Ratsgremien und Tragern geldst werden kdnnen. Gleichwohl zeichnet sich ab, dass
manche Fragestellungen erst im weiteren Verlauf — beim konkreten Vertragsabschluss oder

wahrend der Vertragslaufzeit — endgultig geldst werden kénnen. Die Grinde dafir sind vielfaltig:




¢ Die von den Tragern eingereichten Problemanzeigen sind teilweise sehr komplex. Gerade in
diesen Fallen ist die Erarbeitung einer konsensualen Lésung sehr zeitaufwandig bzw. erfordert
einen langeren Planungs- und Umstellungsprozess.

¢ Die Anerkennung von 4% Regiekosten Iasst sich bei fast allen Tragern, die die erstmalige
Moglichkeit der teilweisen Anerkennung der Regiekosten in Anspruch nehmen wollen, erst im
Laufe der nachsten LuF-Periode realisieren — in der Regel liber die Darstellung in den
Verwendungsnachweisen. Die betroffenen Trager haben gréftenteils Loésungsvorschlage
benannt (z.B. Einsparungen bei der Neubesetzung von Stellen, Einsparungen bei
Sachkosten), die in der konkreten Ausgestaltung jetzt noch nicht beziffert werden kénnen.
Auch ist der Zeitpunkt des Eintritts der Einsparmoglichkeit jetzt noch nicht absehbar.

e Zudem kam es zu Abweichungen vom gemeinsam beflrworteten Zeitplan (s. Drucks.Nr.
8089/2020-2025, Pkt. IV u. Anlage 14). Der LuF-Eckdatenbeschluss erfolgte erst am
29.10.2024. Zudem gingen manche Problemanzeigen oder notwendige Konkretisierungen erst
nach dem Jahreswechsel ein, ebenso wie einige der Neuantrage auf eine LuF. Dies hatte
zweifellos gute Griinde, drangt den Zeitplan bis zur letzten Sitzung des Rats aber natirlich
zusammen.

21. Zeitplan

Ein konsistenter Zeitplan ist ein wichtiges Element im Kontext der Abwicklung der aktuellen und
der Vorbereitung der kommenden Vertragsperioden. Damit kann schon zu einem sehr friihen
Zeitpunkt die zeitliche Struktur fir die dialogischen Gesprache, insbesondere im Hinblick auf die
Berichterstattung in den politischen Gremien, skizziert werden. Die dartber erzielten Ergebnisse
stellen ein wichtiges Steuerungselement fur die Politik dar, das wiederum die Weiterentwicklung
der LuFen innerhalb der laufenden Vertragsperiode ermdglicht und erste Impulse fir die
kommende(n) Vertragsperiode(n) geben kann.

Meilensteine sind

der Bericht Uber die Dialogischen Gespréache,

der Eckdatenbeschluss fir die folgende Vertragsperiode,

die Vorlage der Problemanzeigen der Trager bei der Verwaltung,

der Bericht der Verwaltung Uber den Stand /die Ergebnisse der Problemanzeigen und
der Ratsbeschluss zur kommenden 11. Vertragsperiode.

Der Zeitplan kann selbstverstandlich im Lauf der jeweiligen Vertragsperiode bei Bedarf aktualisiert
und angepasst werden. Gerade mit Blick auf arbeitsvertragliche Bindungen sollte die konkrete
Ausgestaltung der Vertrage aber rechtzeitig vor Beginn der kommenden Vertragsperiode bekannt
sein. Empfohlen wird daher, wie bisher den Ratsbeschluss zur kommenden Vertragsperiode noch
vor der Sommerpause des letzten Vertragsjahres zu fassen.

Der aktualisierte Zeitplan fur die aktuelle Vertragsperiode und ein Modell fir den Zeitplan in der
kommenden Vertragsperiode finden sich in Anlage zu dieser Vorlage.

2.2. Workshops

Erstmalig hat die Gesamtverstandigung im Arbeits- und Weiterentwicklungsprozess ,Fortsetzung
der LuF ab 2026 ff. — Leistung sicher & flexibel gestalten® in einer Workshop-Reihe stattgefunden.
Zuerst fand ein verwaltungsinterner Austausch statt, dann wurde mit Politik ein Informations- und
Verstandnisabgleich durchgefuhrt, anschliefend wurden mit den Tragern die aktuellen
Herausforderungen besprochen und nach Lésungen gesucht. In einer gemeinsamen
Veranstaltung von Tragern, Politik und Verwaltung wurde partizipativ ein gemeinsamer Fahrplan
entwickelt. Man verstandigte sich so auch auf den Zeitplan und stimmte ein
Problemanzeigenverfahren inklusive Vordruck ab. In Zeiten knapper Kassen und gleichzeitig
steigender sozialer Problemlagen/ Herausforderungen ist es umso wichtiger, dass die
Vertragspartner Trager und Stadt Bielefeld im Schulterschluss, vertrauensvoll und méglichst im




Konsens entscheiden. Transparenz ist unverzichtbar und vertrauensbildend, so dass sich diese
partizipative Arbeitsform bewahrt hat und weitergefiihrt werden soll.

2.3. Problemanzeigen (PA) im Rahmen eines Vordrucks

Das vereinbarte Verfahren im Zusammenhang mit den Problemanzeigen ist fir alle Beteiligten
neu. Viele Trager haben im Hinblick auf die angespannte Haushaltslage, den drohenden Wegfall
von Drittmitteln oder die nicht ausreichende Dynamisierung von Drittmitteln ,vorsorglich® eine
Problemanzeige gestellt. Eine grofde Anzahl der PA bezieht sich zudem ausschlieBlich auf die
Geltendmachung von Regiekosten in der kommenden LuF-Vertragsperiode.

Individuelle PA

Ein grof3er Teil der Problemanzeigen wurde zwischenzeitlich, i.d.R. nach Rucksprache zwischen
dem vertragsfihrenden Fachamt und dem jeweiligen Trager, zuriickgezogen oder geldst.
Insbesondere dort, wo ausschliellich Regiekosten iber das Formular ,Problemanzeige® geltend
gemacht wurden, konnten mit den Tragern Lésungen oder zumindest entsprechend Perspektiven
entwickelt werden.

Eine Losung besteht darin, die laut Eckdatenbeschluss anerkennungsfahigen Regiekosten in
Hohe von 4% des vertraglich vereinbarten Personalkostenanteils im Laufe der Vertragsperiode
umzusetzen. Die Trager missen also keine jahresscharfe Umsetzung nachweisen, sondern
kénnen die gesamte Laufzeit der kommenden Vertragsperiode fur die Umsetzung nutzen. Dieses
Vorgehen entspricht dem Gedanken des Eckdatenbeschlusses, Burokratie abzubauen und den
.Budgetgedanken® auszuprobieren.

Einhergehend damit sollten die Ubertragsregelungen (aktuell kénnen nur bis zu 10% der
Vertragssumme das Folgejahr Ubertragen werden) aktualisiert werden - wie bereits zu Zeiten der
Corona-Pandemie praktiziert. In der Coronazeit durften die ausgewiesenen Uberschiisse und
Verluste ohne Begrenzung — sprich in voller Hohe - in das Folgejahr Ubertragen werden.

Beides (die Umsetzung der Regiekosten in der kommenden LuF-Periode und die ,Aufweichung®
der Ubertragsregelung) gilt es, mit der Beschlussvorlage zur nachsten LuF-Periode zu
beschlieRen.

Strukturelle PA

In den Handlungsfeldern, in denen strukturelle Problemlagen identifiziert wurden, sind die
Lésungsprozesse aufgenommen worden.

Aktuell finden Gesprache mit Tragern zur inhaltlichen Weiterentwicklung der Offenen Kinder
und Jugendarbeit statt, um dieses Arbeitsfeld trotz der finanziellen Herausforderungen fir die
kommenden Jahre fachlich gut aufzustellen. Gemeinsamer Anspruch der Gesprache ist es,
nachhaltige Lésungen zu finden und nicht zu vermeidende Leistungsminderungen in einem
fachlich vertretbaren Rahmen zu halten.

In diesem Zusammenhang ist auch zu prufen, ob an den bisherigen Qualifikationsanforderungen
in der Offenen Kinder- und Jugendarbeit festgehalten werden soll. Das ist ein Thema, dass auch
von Seiten der Trager angesprochen worden ist. Eine Offnung und damit einhergehende
Flexibilisierung des Personaleinsatzes kdnnte dazu fuhren, dass Trager — gerade in Zeiten des
Fachkraftemangels — schneller geeignetes Personal zur Besetzung vakant gewordener Stellen
gewinnen konnten. Sie wurde den Tragern auch finanziell Spielrdume ermdglichen. Naturlich
mussen fachliche Kriterien festgelegt werden, die eingehalten werden mussen.

Auch die Finanzierung der Erziehungsberatung — als besonders niedrigschwellige Hilfe zur
Erziehung — stellt wegen der hohen Eigenanteile der Trager eine grof3e Herausforderung fur alle
Beteiligten dar.




Im Hinblick auf die schwierige Haushaltslage der Stadt wird seitens des Jugendamtes ein
gesamtplanerischer Prozess angestrebt, der die Offene Kinder- und Jugendarbeit nicht isoliert von
den anderen Aufgabenfeldern der Kinder- und Jugendhilfe betrachtet. Diese komplexe
Herausforderung Iasst sich bis zum Ratsbeschluss im Juli nicht bewaltigen und setzt einen
langerfristig angelegten Prozess voraus. Deshalb wird in der Steuerungsgruppe der AG 78
beraten werden, wie und mit welchen Akteur*innen dieser Prozess gestaltet werden kann. Die
Weiterentwicklung des Gesamtangebots der Kinder- und Jugendhilfe, verbunden mit der
Schaffung von Synergieeffekten, soll in der nachsten LuF-Periode mit Tragervertretungen
vorangetrieben werden, um eine vertretbare Lésung fiir die Kinder und Jugendlichen in unserer
Stadt zu finden. Die finanziellen Herausforderungen in der Erziehungsberatung sind ernst und
mussen im Rahmen des gesamtplanerischen Prozesses weiter mit den Tragern beraten werden.
Erstmal kann das Angebot der Erziehungsberatungsstellen aber mit — zum Teil erheblichen —
Leistungseinschrankungen weitergefuhrt werden.

Auch im angestol3enen Prozess zur inhaltlichen Weiterentwicklung der Senior*innenarbeit
finden aktuell Gesprache mit Tragern statt (u.a. zu den Schwerpunkten ,Nachbarschaftshilfe /
sorgende Gemeinschaften®, Mitmach-Quartierszentrum und ,Generationendialog®). Ziel ist es, die
Einrichtungen trotz der finanziellen Herausforderungen nachhaltig und mdglichst ohne
Qualitatsverluste zukunftssicher aufzustellen. Wichtige Schritte zur Absicherung eines
hochwertigen und flachendeckenden Angebots, das auch Synergien mit den Standorten des
Bielefelder Modells mitdenkt, wird bereits jetzt vorgeschlagen (s. dazu Drs.-Nr. 9971/2020-2025).
Auch in diesem Handlungsfeld lassen sich nicht alle Fragen bis zum Ratsbeschluss am
10.07.2025 abschliefiend klaren. Es besteht Konsens, dass diese prozesshaft in der nachsten
LuF-Periode mit allen Tragern der offenen Seniorenarbeit weiterentwickelt werden sollen.

Das Gleiche gilt fur die inhaltliche Weiterentwicklung der Suchthilfe (vgl. dazu u.a. Drs.-Nr.
9442/2020-2025 und 8478/2020-2025). Hier liegen Auftrage aus den Ratsgremien vor, die
weiterverfolgt werden missen. Das jetzige Leistungsspektrum kann aber im Rahmen der
Vorgaben des LuF-Eckdatenbeschlusses weitergefihrt werden.

Handlungsfeldiibergreifende PA-Anschreiben

Die Trager AWO Kreisverband Bielefeld e.V., Caritas und Bethel.regional haben jeweils keine
formale PA gestellt, sondern die Herausforderungen in individuellen angebotstbergreifenden
Anschreiben dargestellt, die vornehmlich die Anmeldung von Regiekosten (héher als 4%) sowie
den Hinweis auf den notwendigen bereits begonnenen Weiterentwicklungsprozess umfassen. Mit
der AWO und der Caritas haben dazu bereits erste Gesprache mit dem Ziel stattgefunden, die
wachsenden sozialen Problemlagen und Herausforderungen ebenfalls prozesshaft und
konsensual zu I6sen. Bethel.regional hat angekindigt, zu einem spateren Zeitpunkt die
dargestellten Herausforderungen zu konkretisieren, ob und ggf. in welchem Umfang die
Realisierung von 4% Regiekosten zu einer Minderung bzw. einem Wegfall von Eigenmitteln
fuhren werden.

2.4. Entbiirokratisierungen - Sachstand

Dauer der Vertragsperiode

In der Vergangenheit wurden die Leistungs- und Finanzierungsvereinbarungen fur einen Vertrags-
zeitraum von jeweils drei Jahren abgeschlossen. Vertrage bewirken so zum einen eine
mehrjahrige Planungssicherheit fur die Trager und zum anderen eine Sicherstellung und
Stabilisierung der sozialen Angebote fir die Stadt Bielefeld.

Im Rahmen des Weiterentwicklungsprozesses in 2024 mit Tragern und Politik und der
diesjahrigen Vorbereitung der neuen Vertragsperiode ab 01.01.2026 wurde vermehrt die




Anregung geauldert, tUber eine Verlangerung der Vertragslaufzeit auf vier oder finf Jahre
nachzudenken. Ein Vorteil ware der damit einhergehende Birokratieabbau bei Tragern und
Verwaltung und die noch gréflere Planungssicherheit fir die Trager in Zeiten des
Fachkraftemangels.

Verwaltungsvorschlag — Funf Jahre erst ab 2029f.:

Die Verwaltung schlagt vor zu prufen, ob perspektivisch eine funfjahrige Vertragslaufzeit
eingefuhrt werden soll. Diese langere Vertragslaufzeit sollte allerdings nicht synchron zur
kommunalen Amtsperiode der neugewahlten politischen Gremien geplant werden. Um dem
nachsten Rat Gestaltungsmaoglichkeiten einzuraumen, ware es sinnvoll, fir die jetzt anstehende
Vertragsperiode ab 2026 weiterhin eine dreijahrige Vertragslaufzeit zu vereinbaren und im letzten
Drittel der Amtsperiode ab 2029 auf eine flnfjahrige Vertragslaufzeit umzustellen. So hatte ein
neuer Rat in den kommenden drei Jahren die Moglichkeit, die Ubernachste LuF-Periode
entsprechend seines politischen Willens zu entwickeln und auszugestalten.

Budgets / Pool-und Verbundlésungen

Bislang wurden gemeinsam mit den Tragern die Personal- und Sachkosten sowie Einnahmen des
jeweiligen sozialen Angebots kalkuliert und anschlieRend entsprechend mit jeweils einer LuF
gefordert. Denkbar waren bei einigen Angeboten eine Zusammenfassung bzw. Finanzierung mit
unterschiedlichen Budgets oder auch mit Pool- und Verbundlésungen. Die nachfolgenden
Uberlegungen kénnen auch kombiniert werden und werden in einzelnen Gesprachen mit den
Tragern diskutiert.

Tragerbudget: Bei einem Tragerbudget bekommt der Trager ein Gesamtbudget fiur alle
Angebote, die mit bisher einzeln mit separaten LuFen finanziert sind (,grof3e Lésung®). Ein
derartiges Tragerbudget konnte sich bei groRen Tragern, konsequent zu Ende gedacht, tber die
Angebote ganz unterschiedlicher Bereiche (z.B. OKJA und Angebote fiir Senior*innen)
erstrecken. Zwar gabe es zu Beginn der Vertragsperiode Vereinbarungen tber Leistungen und
Ausstattung der jeweiligen Angebote. Die Bereiche kdnnten aber in einem vereinbarten Ausmaf
bzw. nach Absprache wahrend der Vertragsperiode gegenseitig deckungsfahig sein.

Aufgabenbezogene Budgets: Bei aufgabenbezogenen Budgets wird fur alle inhaltlich
gleichgelagerten Angebote (z.B. Sprachcafés, Stadtteilmitter und -vater) eine gemeinsame LuF
abgeschlossen (,kleine Losung®). Angestrebt wird dies in der Senior*innen-Arbeit, wo ein Trager
fur alle seine Angebote ein Gesamtbudget erhalt. Dies wirde bei den Tragern zu einem
flexibleren Personaleinsatz und gréReren Synergieeffekten flhren.

Laufzeitbudget: Fir die Vertragsperiode wird in Abkehr vom Jahresbudget ein Gesamtbudget fur
mehrere Jahre pro Angebot beschlossen. Dieses wird zwar in jahrlichen Raten ausgezahlt, aber
einmalig erst nach Ende der Vertragslaufzeit abgerechnet. Dies kann fur die Trager ein grol3er
Vorteil sein, weil sie flexibler z.B. auf Veranderungen im Personal oder bei der Nachfrage
reagieren kdnnen. Das Risiko besteht darin, dass im letzten Jahr das Budget schon
,2uberzeichnet* sein kdnnte und folglich das Angebot nicht mehr Uber die gesamte Vertragsdauer
im vollen Umfang vorgehalten werden kann. Deshalb bedarf ein derartiges Budget eine enge
Abstimmung zwischen Trager und Verwaltung.

Quartiersbudget: In einer umfassenden Form wiirden bei Quartiersbudgets fir alle Quartiere ein
Fordertopf geschaffen, aus dem dann alle Angebote mit dem jeweiligen Quartiersbezug finanziert
werden. Allerdings mussten daflr viele Fragen geklart werden: Verteilung der Mittel auf die
Quartiere, Festlegung von Mindestausstattungen, Erhalt der Tragervielfalt. Insofern wird diese
Lésung in der kommenden Vertragsperiode noch keine bedeutende Rolle spielen.

Pool- und Verbundldésungen: In einer abgeschwachten, pragmatisch umzusetzenden Form
eines Quartiersbudgets kénnen die Leistungen, die ein bestimmter Trager schon bislang in einem
Quartier erbringt und bislang in mehreren LuF-Vereinbarungen geregelt werden, zu einem Budget




zusammengefasst werden. Dabei werden mehrere inhaltlich verwandte Angebote bei einem
Trager zusammengefasst und Uber einen sog. Poolvertrag finanziert werden (z.B. LuF
Stadtteilzentrum Jollenbeck: Kinder- und Jugendarbeit, Stadtteilkoordination und Leitung und
Betrieb des Stadtteilzentrums). Daneben kann ein mit mehreren Stellenanteilen ausgestattetes
Angebot in Form eines Tragerverbundvertrages finanziert werden (z.B. LuF Gruner Warfel).

Fir beides gibt es bereits Pilotvertrage. Die Erfahrungen zeigen, dass flr die Trager Synergien
entstehen und eine pragmatischere Personalplanung maoglich ist. Gleichzeitig erfordern diese
Vertrage eine Konzeptentwicklung mit einer genauen Abgrenzung und Delegation der
Aufgabenerledigung und (im Falle eines Tragerverbundes) eine gute Zusammenarbeit der Trager.

Umgang mit Veranderungen in der Leistung des Tragers (§ 1 Abs. 3 der LuF)

Die aus einer voribergehenden Vakanz (z.B. ,Stellennichtbesetzung“ aufgrund von Krankheit
oder Kundigung, Reduktion des Stundenumfangs, geringere Qualifikation) von bis zu drei
Monaten resultierende Kostenersparnis sollte nach § 1 Abs. 3 der LuF als nicht relevant gelten.
Die Verwaltung schlagt vor, dass es zu keiner Kiirzung der stadtischen Férderung fihren, sondern
fortgezahlt werden sollte.

Daneben sollte auch in Einzelféllen die Mdglichkeit eingeraumt werden, dass bei einer langer
andauernden Vakanz (> 3 Monate) nach einem noch abzustimmenden Kriterienkatalog ebenfalls
keine entsprechende Kirzung der Férdersumme vorgenommen wird. Die eingesparte Summe
kann zum einen fur die Abrechnung der 4 Prozent Regiekosten genutzt werden, zum anderen zur
Verstarkung des Angebots in folgenden Zeitabschnitten der Vertragslaufzeit. Eine Endabrechnung
findet dann Uber die Verwendungsnachweise statt.

Beide Regelungen wirden den angestrebten Blrokratieabbau unterstitzen und sollten politisch
beschlossen werden.

Digitalisierungsprozess beziiglich der Verwendungsnachweispriifung

Wie bereits mitgeteilt wurde Ende letzten Jahres begonnen, die Verwendungsnachweisprifung zu
digitalisieren. Ein externer IT-Dienstleister hat durch eine Finanzierung mit Mitteln des OGD-
Paktes (Starkung des 6ffentlichen Gesundheitsdienstes) geprift, welche
Digitalisierungspotenziale in der Prozesskette ,Verwendungsnachweise prufen“ moéglich sind.
Digitale Unterzeichnungen sowie die Einrichtung von Workflows, auf die auch die Trager zugreifen
kénnen, sollen jetzt im nachsten Schritt mit den Tragern besprochen und dann umgesetzt werden.
Mit dem Amt 100.1- Organisationsentwicklung und der IT-Steuerung werden in den nachsten
Monaten digitale Losungen sondiert.

2.5. Inhaltliche Fokussierung

Die auslaufende Vertragsperiode beinhaltete sog. Schwerpunktthemen (Umweltschutz,
Medienkompetenz und Diversitat), die von den freien Tragern in eigener Verantwortung fur ihre
Angebote umgesetzt wurden. Fur die neue Vertragsperiode soll der Fokus auf Themen gelegt
werden, die im Lebenslagenbericht und verschiedenen Expert*innengesprachen partizipativ
identifiziert wurden.

Auch im Rahmen des Lebenslagenbericht-Forums am 15.11.2024 stellten sich Vertreter*innen
von den Tragern der Wohlfahrtspflege, Politik, Stadtgesellschaft, Wirtschaft und Verwaltung der
Frage, wie den im Lebenslagenbericht dargestellten sozialen Herausforderungen begegnet
werden kann.

Folgende Querschnittsthemen wurden identifiziert:

e Zugange schaffen, Sichtbarkeit von Angeboten erhéhen
o Armut und Vereinsamung entgegenwirken, Orte der Begegnung schaffen




e Vernetzung zwischen Akteuren ausbauen und nutzen
o Zivilgesellschaftliches Engagement starken, Selbsthilfe unterstiitzen
o Vorlauferfahigkeiten bei Kindern starken - mit Fokus auf Sprache und Bewegung.

Vor dem Hintergrund der laufenden LuF-Verhandlungen schlagt die Verwaltung vor, diese
Querschnittsthemen sowohl in die dialogischen Gesprache mit den freien Tragern als auch in
gemeinsame Arbeitsgremien (z.B. AG Quartiersaktive), Workshops und interne
Dienstbesprechungen aufzunehmen. Dort sollen sie angebotsspezifisch priorisiert und auf eine
Implementierung und Umsetzung geprift werden, abhangig von den Voraussetzungen und
Besonderheiten vor Ort.

3. Resiimee und Ausblick

Die vorstehenden Informationen stellen einen Zwischenstand dar, um den politischen Gremien auf
dem Weg zur Beschlussfassung Uber die kommende Vertragsperiode (vss. Ratsbeschluss am
10.07.2025) eine bessere, transparentere Entscheidungsgrundlage zu bieten.

Diese politische Entscheidung vor der ,Sommerpause” muss auch das sog.
Sachkostensonderbudget betreffen (220.000 € jahrlich fir die Gesamtheit der Bestandsvertrage).
Es steht seit 2024 bis zum 31.12.2027 zur Verfliigung. Viele Trager haben im Rahmen der
Abrechnung von Regiekosten angegeben, diese aus Einsparungen bei den Sachkosten
realisieren zu wollen. Mit Wegfall der zusatzlichen Sachkosten ab dem 01.01.2028 ist
dahingehend eine finanzielle Liicke zu erwarten.

Relevant ist derzeit die notwendige inhaltliche Weiterentwicklung der Angebote im Angesicht sich
wandelnder Zielgruppen und sich verandernden Bedulrfnissen (z. B. in der Senior*innenarbeit: Die
heutigen sog. ,Best-Ager” - auch Generation Gold - sind nicht mehr mit der friiheren Gruppe der
Senior*innen zu vergleichen und grenzen sich selbst klar davon ab).

Allen Angeboten zu eigen ist die fortwahrende Frage ,Erreichen wir die ,Richtigen*?” vor dem
Hintergrund einer zunehmenden Vereinzelung innerhalb der Gesellschaft. Diese Weiter-
entwicklungsprozesse sind sowohl in der offenen Kinder — und Jugendarbeit, in der Suchthilfe als
auch in der Senior*innenarbeit angestolien und werden in der kommenden LuF-Periode
andauern.

Bestenfalls entstehen neue Strategien und Weiterentwicklungspotenziale partizipativ mit den
freien Tragern als Expert*innen ,ihrer” Angebote und fir die Zielgruppen. Schwerpunktsetzungen
hierfur bieten die Sozialberichte der Stadt Bielefeld (u. a. Lernreport, Lebenslagenbericht).

Anlagen:
Anlage 1 - Aktualisierter Zeitplan

Erster Beigeordneter Wenn die Begriindung langer als drei
Seiten ist, bitte eine kurze
Zusammenfassung voranstellen.

Ingo Niirnberger




	Gremium
	Datum
	OStatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Anlage
	Sachverhalt
	SMC_BM_VOTEXT6

